
 
 
 

 Seite 1 

18.05.2026 

 

Stellungnahme zum  
Entwurf eines Gesetzes für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen  

(Gesundheitsdaten- und Innovations-Gesetz – GeDIG) 

 

Vorbemerkung 

Der BDPK begrüßt die mit dem Gesundheitsdaten- und Innovations-Gesetz (GeDIG) vorgesehenen 

Maßnahmen. Das Gesetz setzt wichtige Impulse, um die Digitalisierung im Gesundheitswesen 

konsequent weiterzuentwickeln und bestehende digitale Strukturen praxisnah auszubauen. 

Insbesondere die Weiterentwicklung der elektronischen Patientenakte (ePA), die Verbesserung der 

Betriebsstabilität der Telematikinfrastruktur (TI) sowie die Einführung neuer digitaler 

Versorgungselemente wie der elektronischen Überweisung stellen wesentliche Schritte für eine 

moderne, effiziente und patientenorientierte Gesundheitsversorgung dar. Positiv hervorzuheben ist 

zudem, dass das GeDIG die Nutzung von Gesundheitsdaten für Forschung, Innovation und 

Versorgung stärkt sowie die Interoperabilität im Gesundheitswesen verbessert, um eine bessere 

Kommunikation zwischen IT-Systemen zu ermöglichen. Insgesamt schafft das Gesetz wichtige 

Voraussetzungen dafür, die Vorteile der Digitalisierung gezielt in die Versorgung zu bringen und 

digitale Anwendungen für Versicherte attraktiver zu gestalten. 

Darüber hinaus möchten wir folgende Änderungen anregen: 

Nr. 70: § 361 Absatz 1 Satz 1 SGB V 

Beabsichtigte Regelung 

§ 361 Absatz 1 Satz 1 SGB V wird erweitert mit dem Ziel, den Kreis der zugriffsberechtigten Personen 

auf Daten aus vertragsärztlichen elektronischen Verordnungen klarzustellen und praxisgerecht zu 

erweitern. 

 

 



 
 
 

 Seite 2 

Stellungnahme: 

Aus Sicht des BDPK besteht Ergänzungsbedarf in § 361 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c. Die 

dort aufgeführten Einrichtungen erfassen im Gegensatz zu § 15 Absatz 2 des Sechsten Buches 

bislang keine ambulanten Rehabilitationseinrichtungen nach § 111c SGB V. Dies sollte ergänzt 

werden, um auch ambulante Rehabilitationseinrichtungen sachgerecht und gleichberechtigt in die 

Zugriffsberechtigungen einzubeziehen und eine sektorenübergreifende digitale Versorgung 

sicherzustellen.  

Vorschlag 

§ 361 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c wird wie folgt angepasst: 

c) in einer Vorsorgeeinrichtung oder Rehabilitationseinrichtung nach § 107 Absatz 2 sowie 

einer Rehabilitationseinrichtung nach § 111c oder in einer Rehabilitationseinrichtung nach 

§ 15 Absatz 2 des Sechsten Buches oder bei einem Leistungserbringer der Heilbehandlung 

einschließlich medizinischer Rehabilitation nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Siebten Buches oder 

in der Haus- oder Heimpflege nach § 44 des Siebten Buches; 

Begründung 

Die Einbeziehung ambulanter Rehabilitationseinrichtungen nach § 111c SGB V ist erforderlich, um 

eine gleichberechtigte digitale Einbindung ambulanter Leistungserbringer in die Versorgung 

sicherzustellen. § 15 Absatz 2 des Sechsten Buches umfasst sowohl ambulante als auch stationäre 

Rehabilitationseinrichtungen. Eine Ungleichbehandlung für Rehabilitationseinrichtungen des 

Fünften Sozialgesetzbuches ist sachlich nicht begründbar. Die vorgeschlagene Ergänzung trägt damit 

zu einer sektorenübergreifenden und praxistauglichen Ausgestaltung der digitalen 

Versorgungsprozesse bei. 
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Stärkung der Sekundärnutzung von Gesundheitsdaten für Versorgung, Forschung und Innovation 

Des Weiteren möchten wir eine aus unserer Sicht fachlich und strukturell relevante Ergänzung zur 

Forschungsdatenbasis anregen: die Einbeziehung von Rehabilitationsleistungsdaten nach § 301 

Absatz 4 SGB V in die Forschungsdatenbereitstellung des FDZ. 

Ausgangslage 

Rehabilitationsleistungen nach § 301 Absatz 4 SGB V werden in Vorsorge- und 

Rehabilitationseinrichtungen erbracht, die über einen Versorgungsvertrag nach den §§ 111, 111a 

oder 111c SGB V verfügen. Die im Rahmen dieser Versorgung erhobenen und übermittelten 

Routinedaten enthalten strukturierte Informationen zu Behandlungsanlässen, 

Versorgungsverläufen sowie zu Ein- und Austrittsprozessen im rehabilitativen 

Versorgungsgeschehen. 

Diese Daten sind aus Perspektive der Versorgungsforschung von hoher Relevanz, da sie: 

• die Versorgung an der Schnittstelle zwischen Akutmedizin und Rehabilitation abbilden,  

• längsschnittliche Betrachtungen von Versorgungspfaden ermöglichen,  

• sowie die Analyse sektorenübergreifender Versorgungsverläufe unterstützen.  

Derzeit besteht eine strukturelle Lücke in der Forschungsdatenbasis des FDZ, da rehabilitative 

Versorgungsleistungen bislang nicht systematisch in vergleichbarer Form für Forschungszwecke 

zugänglich sind. 

Die entsprechenden Daten werden im Rahmen der gesetzlichen Datenübermittlung nach § 301 

Absatz 4 SGB V routinemäßig und strukturiert erhoben. Sie liegen damit in standardisierter Form 

vor und sind grundsätzlich geeignet, in bestehende Datenverarbeitungs- und 

Pseudonymisierungsverfahren des FDZ integriert zu werden. Aus datenschutzrechtlicher 

Perspektive erscheint eine Einbindung ebenfalls grundsätzlich möglich, da die im FDZ etablierten 

Verfahren zur Pseudonymisierung und Datenzugangskontrolle auf diese Datenstruktur übertragbar 

sind. 
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Vorschlag zur Ergänzung der FDZGesV 

Zur rechtssicheren und systematisch konsistenten Einbindung der genannten Daten regen wir an, § 

3 Nummer 3 FDZGesV einen neuen Buchstaben d) einzufügen: 

d) Daten nach § 301 Absatz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch aus Vorsorge- und 

Rehabilitationseinrichtungen, die über einen Versorgungsvertrag nach den §§ 111, 111a oder 111c 

des Fünften Buches Sozialgesetzbuch verfügen: 

aa) das Institutionskennzeichen der behandelnden Einrichtung, 

bb) den Tag der Aufnahme, die Einweisungsdiagnose, die Aufnahmediagnose, die voraussichtliche 

Dauer der Behandlung  

cc) bei ärztlicher Verordnung von Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen die Arztnummer des 

einweisenden Arztes, 

dd) den Tag, die Uhrzeit und den Grund der Entlassung oder der externen Verlegung sowie die 

Entlassungs- oder Verlegungsdiagnose; bei externer Verlegung das Institutionskennzeichen der 

aufnehmenden Institution, 

ee) Angaben über die durchgeführten Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen sowie Vorschläge 

für die Art der weiteren Behandlung mit Angabe geeigneter Einrichtungen  

Nach unserer Einschätzung können die Daten nach § 301 Absatz 4 Nummer 2– 6 SGB V, mit 

Ausnahme der Entgeltdaten nach Nummer 7, grundsätzlich für Forschungszwecke im FDZ genutzt 

werden, sofern eine entsprechende Anonymisierung bzw. Pseudonymisierung erfolgt und eine 

Einbindung in die bestehenden FDZ-Verfahren sichergestellt ist. Mit der vorgeschlagenen Ergänzung 

ließe sich die Datenbasis des FDZ um einen wesentlichen Versorgungsbereich erweitern, der für die 

Analyse sektorenübergreifender Versorgungspfade von hoher Bedeutung ist, ohne dass strukturelle 

Änderungen der bestehenden FDZ-Systematik erforderlich wären.  

 

Der Bundesverband Deutscher Privatkliniken e.V. (BDPK) vertritt seit über 70 Jahren die Interessen 
von mehr als 1.000 Krankenhäusern und Rehabilitationskliniken in privater Trägerschaft. Als 
deutschlandweit agierender Spitzenverband setzt er sich für eine qualitativ hochwertige, innovative 
und wirtschaftliche Patientenversorgung in Krankenhäusern und Rehabilitationskliniken ein. 


